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Bundesrepublik Deutsdiland 
Der Bundeskanzler 
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Bonn, den 11. Juli 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie des Rates über das Recht der Staatsangehö- 
rigen eines Mitgliedstaates, nach Beendigung einer selb- 
ständigen Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates zu verbleiben. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 29. Juni 
1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 

Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Drude: Budidrudeerei R. Madel, Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über das Recht der Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates, 
nach Beendigung der Ausübung einer selbständigen Tätigkeit 
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates zu verbleiben 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 54 Abs. 2, 

gestützt auf das Allgemeine Programm zur Auf- 
hebung der Beschränkungen der Niederlassungsfrei- 
heit insbesondere auf Abschnitt II, 

gestützt auf die Richtlinie Nr des Rates 

vom zur Aufhebung der Reise- und Aufent- 

haltsbeschränkungen für Staatsangehörige der Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaften auf dem Gebiet der 
Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs, ins- 
besondere auf Artikel 6, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Aufgrund der Richtlinie Nr des Rates vom . . . 

räumt jeder Mitgliedstaat den Angehörigen der übri- 
gen Mitgliedstaaten, die sich in seinem Hoheitsge- 
biet niederlassen, um dort eine selbständige Tätig- 
keit auszuüben, ein Recht auf ständigen Aufenthalt 
ein, wenn die Beschränkungen für diese Tätigkeit 
aufgrund des Vertrages aufgehoben worden sind. 

Der ständige Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaates führt normalerweise zum tatsäch- 
lichen Verbleib in diesem Mitgliedstaat nach Been- 
digung der Tätigkeit. Unter diesen Umständen stellt 
das Fehlen des Rechts zum Verbleib eine Behinde- 
rung der Verwirklichung der Niederlassungsfreiheit 
dar. 

Für die Unselbständigen wurden die Vorausset- 
zungen, unter denen von diesem Recht Gebrauch ge- 
macht werden kann, bereits festgelegt ^). Bis zum 
Erlaß gleichartiger Bestimmungen für die Begünstig- 
ten eines Rechts auf ständigen Aufenthalt müssen 
die Mitgliedstaaten darauf hinwirken, daß ihnen 
das Recht auf Verbleiben in ihrem Hoheitsgebiet 

auf Grund von Artikel 6 der Richtlinie Nr des 

Rates vom gesichert wird. 

Die letztgenannte Richtlinie enthält Vorschriften 
zum Recht der Staatsangehörigen eine Mitgliedstaa- 
tes, sich im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied- 
staates zur Ausübung einer selbständigen Tätigkeit 
aufzuhalten. Das Verbleiberecht des Artikels 6 der 


genannten Richtlinie bedeutet demnach, daß der 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaates das Recht 
hat, seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaates beizubehalten, wenn er dort keine selb- 
ständige Tätigkeit mehr ausübt. 

Die Niederlassungsfreiheit in der Gemeinschaft 
erfordert, daß die Staatsangehörigen der Mitglied- 
staaten nacheinander in mehreren Mitgliedstaaten 
eine selbständige Tätigkeit ausüben können, ohne 
daß ihnen daraus Nachteile erwachsen. 

Es kommt in erster Linie darauf an, dem Staatsan- 
gehörigen eines Mitgliedstaates, der im Hoheits- 
gebiet eines anderen Mitgliedstaates seinen Wohn- 
sitz hat, das Recht zu sichern, in diesem Hoheits- 
gebiet zu verbleiben, sobald seine dortige selbstän- 
dige Tätigkeit wegen Erreichung des Rentenalters 
oder dauernder Arbeitsunfähigkeit endet. Es geht 
aber auch darum, dieses Recht dem Staatsangehöri- 
gen eines Mitgliedstaates zu sichern, der im Hoheits- 
gebiet eines zweiten Mitgliedstaates eine gewisse 
Zeit eine selbständige Tätigkeit ausübte und dort 
seinen Wohnsitz hatte und der anschließend im 
Hoheitsgebiet eines dritten Mitgliedstaates eine Tä- 
tigkeit ausübt, seinen Wohnsitz aber im Hoheits- 
gebiet des zweiten Mitgliedstaates beibehalten hat. 

Bei der Festlegung der Voraussetzungen für die 
Entstehung des Verbleiberechts sind auch die Grün- 
de zu berücksichtigen, die zur Beendigung der Tätig- 
keit im Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied- 
staates geführt haben, insbesondere der Unterschied 
zwischen dem normalen, voraussehbaren Ausschei- 
den aus dem Erwerbsleben mit Erreichung der Al- 
tersgrenze und dem vorzeitigen, unvorhersehbaren 
Verlust der Arbeitsfähigkeit. Für den Fall, daß der 
Ehegatte des Selbständigen die Staatsangehörigkeit 
des betreffenden Mitgliedstaates besitzt oder besaß 
oder daß die Tätigkeit infolge eines Arbeitsanfalls 
oder einer Berufskrankheit abgegeben wurde, müs- 
sen besondere Bedingungen gelten. 

Unter diesem Blickwinkel muß der besonderen 
Lage derer, die eine selbständige Tätigkeit ausüben, 
und insbesondere der Schwierigkeit, ein beruflichen 
Charakter des Ereignisses nachzuweisen, Rechnung 
getragen werden. 


g Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36/62 

-) Verordnung (EWG) Nr. 1251/70 der Kommission vom 
29. Juni 1970, veröffentlicht im Amtsblatt Nr. L 142 
vom 30. Juni 1970, S. 24 
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Der Staatsangehörige eines Mitgliedstaates, der 
eine selbständige Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates ausübt und das Ende seines 
Erwerbslebens erreicht hat, muß genug Zeit haben, 
um sich entscheiden zu können, wo er seinen end- 
gültigen Wohnsitz nehmen will. 

Die Ausübung des Verbleiberechts durch einen 
Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates, der als 
Selbständiger tätig ist, bedeutet ferner, daß dieses 
Recht auch auf seine Familienangehörigen ausge- 
dehnt wird. Stirbt der Selbständige im Verlauf seines 
Erwerbslebens, so muß das Verbleiberecht auch sei- 
nen Familienangehörigen zuerkannt werden; auch 
hierfür sind besondere Bedingungen erforderlich. 

Die Personen, die das Recht haben, im Land der 
Tätigkeit zu verbleiben, müssen genauso behandelt 
werden wie die keine Erwerbstätigkeit mehr aus- 
übenden inländischen Selbständigen - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Die Mitgliedstaaten heben nach Maßgabe dieser 
Richtlinie die Beschränkungen des Rechts auf Ver- 
bleiben in ihrem Hoheitsgebiet für die Staatsange- 
hörigen eines anderen Mitgliedstaates, die eine 
selbständige Tätigkeit in ihrem Hoheitsgebiet aus- 
geübt haben, für ihre Familienangehörigen im Sinne 

von Artikel 1 der Richtlinie Nr des Rates 

vom zur Aufhebung der Reise- und Aufent- 

haltsbeschränkungen für Staatsangehörige der Mit- 
gliedstaaten der Gemeinschaft auf dem Gebiet der 
Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs auf. 

Artikel 2 

1. Die Mitgliedstaaten erkennen folgenden Selb- 
ständigen das Recht auf ständiges Verbleiben in 
ihrem Hoheitsgebiet zu: 

a) dem Selbständigen, der zu dem Zeitpunkt, in 
dem er seine Tätigkeit aufgibt, das nach der Gesetz- 
gebung dieses Staates vorgeschriebene Alter für die 
Geltendmachung einer Altergrenze erreicht hat, dort 
mindestens in den letzten zwölf Monaten seine Tä- 
tigkeit ausgeübt und sich dort seit mindestens drei 
Jahren ständig aufgehalten hat. Gehört er zu einer 
Gruppe, der das Recht dieses Mitgliedstaates kei- 
nen Anspruch auf Altersrente zuerkennt, so muß 
er das Alter erreicht haben, in dem die anderen 
Gruppen von Selbständigen dieses Mitgliedstaates 
in der Regel einen solchen Anspruch auf Altersrente 
geltend machen können; 

b) dem Selbständigen, der infolge dauernder Ar- 
beitsunfähigkeit seine Tätigkeit aufgibt, wenn er 
sich seit mehr als zwei Jahren im Hoheitsgebiet die- 
ses Mitgliedstaates ständig aufgehalten hat; ist diese 


Arbeitsunfähigkeit infolge eines Arbeitsunfalls oder 
einer Berufskrankeit eingetreten, entfällt die Vor- 
aussetzung der Dauer des Wohnsitzes; 

c) dem Selbständigen, der nach drei Jahren Tätig- 
keit und ständigem Aufenthalt im Hoheitsgebiet 
dieses Mitgliedstaates seine Tätigkeit im Hoheits- 
gebiet eines anderen Mitgliedstaates ausübt, seinen 
Wohnsitz jedoch im ersten Mitgliedstaat beibehält 
und in der Regel jeden Tag oder mindestens einmal 
in der Woche dorthin zurückkehrt. 

Für den Erwerb der unter Buchstaben a und b bezeich- 
neten Rechte gelten die in dem anderen Mitglied- 
staat zurückgelegten Tätigkeitszeiten als im Hoheits- 
gebiet des Staates abgeleistet, in dem der Selbstän- 
dige seinen Wohnsitz hat. 

2. Die Voraussetzungen hinsichtlich der Dauer des 
Wohnsitzes und der Tätigkeit in Absatz 1 Buchsta- 
be a und hinsichtlich der Dauer des Wohnsitzes in 
Absatz 1 Buchstabe b entfallen, wenn der Ehegatte 
des Selbständigen die Staatsangehörigkeit des be- 
treffenden Mitgliedstaates besitzt oder sie durch 
Eheschließung mit dem Selbständigen verloren hat. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliestaaten erkennen den Familienange- 
hörigen eines Selbständigen im Sinne von Artikel 1 
dieser Richtlinie, die bei ihm in ihrem Hoheitsgebiet 
wohnen, das Recht zu, dort ständig zu verbleiben, 
wenn der Selbständige das Recht auf Verbleiben in 
diesem Mitgliedstaat nach Artikel 2 erworben hat. 
Dieses Recht steht ihnen auch nach seinem Tode zu. 

2. Ist jedoch der Selbständige im Laufe seines Er- 
werbslebens verstorben, bevor er das Verbleiberecht 
in dem betreffenden Mitgliedstaat erworben hat, 
haben seine Familienangehörigen das Recht, sich 
dort ständig aufzuhalten, wenn der Selbständige 

— sich im Zeitpunkt seines Todes seit mindestens 
zwei Jahren im Hoheitsgebiet dieses Mitglied- 
staates ständig aufgehalten hat; 

— oder infolge eines Arbeitsanfalls oder einer Be- 
rufskrankheit gestorben ist; 

— oder sein überlebender Ehegatte die Staatsan- 
gehörigkeit dieses Mitgliedstaates besitzt oder 
sie durch Eheschließung mit dem Selbständigen 
verloren hat. 

Artikel 4 

1. Der ständige Aufenthalt im Sinne von Artikel 2 
Abs. 1 und Artikel 3 Abs. 2 wird durch eines der im 
Aufenthaltsland üblichen Beweismittel nachgewie- 
sen. Er kann weder durch vorübergehende Abwesen- 
heit bis zu insgesamt drei Monaten im Jahre noch 
durch längere Abwesenheiten zur Ableistung des 
Wehrdienstes berührt werden. 
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2. Zeiten einer unfreiwilligen Einstellung der Tä- 
tigkeit und einer Einstellung der Tätigkeit infolge 
Krankheit oder Unfall gelten als Tätigkeitszeiten im 
Sinne von Artikel 2 Abs. 1. 

3. Für die Anwendung von Artikel 2 Abs. 1 Buch- 
stabe b und Artikel 3 Abs. 2 gilt die Vermutung, daß 
Unfälle oder Krankheiten eines Staatsangehörigen 
eines Mitgliedstaates, die dieser im Verlaufe seines 
Berufslebens als Selbständiger im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaates erleidet, Arbeitsun- 
fälle oder Berufskrankheiten sind. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren dem Betreffenden 
zur Ausübung seines Verbleiberechts eine Frist von 
zwei Jahren, gerechnet von dem Zeitpunkt der Ent- 
stehung dieses Rechts gemäß Artikel 2 Abs. 1 Buch- 
staben a und b und Artikel 3 an. Er muß während 
dieser Zeit das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates 
verlassen können, ohne daß sein Verbleiberecht be- 
einträchtigt würde. 

2. Die Mitgliedstaaten schreiben keine Formalitä- 
ten zur Ausübung des Verbleiberechts durch den 
Begünstigten vor. 

Artikel 6 

1. Die Mitgliedstaaten gewähren den Begünstigten 
des Verbleiberechts das Recht auf eine Aufenthalts- 
erlaubnis, die 

a) unentgeltlich oder gegen Entrichtung eines Be- 
trages, der die Austellungs- bzw. Verlängerungsge- 
bühr für Personalausweise von Inländern nicht über- 
steigen darf, erteilt oder verlängert werden muß; 

b) für das gesamte Hoheitsgebiet des Mitglied- 
staates, der sie erteilt hat, gelten muß; 

c) eine Gültigkeitsdauer von mindestens fünf Jah- 
ren vom Zeitpunkt der Ausstellung an oder min- 
destens die gleiche Gültigkeitsdauer wie der für 
Inländer ausgestellte Personalausweis haben muß, 
wenn dessen Gültigkeitsdauer fünf Jahre übersteigt; 

d) ohne weiteres verlängert werden muß. 

2. Durch Aufenthaltsunterbrechungen, die sechs 
aufeinanderfolgende Monate nicht überschreiten, 


wird die Gültigkeit der Aufenthaltserlaubnis nicht 
berührt. 

Artikel 7 

Die Mitgliedstaaten erhalten für die Begünstigten 
des Verbleiberechts das in den Richtlinien des Rates 
zur Aufhebung der Beschränkungen der Niederlas- 
sungsfreiheit auf Grund von Abschnitt III des Allge- 
meinen Programms festgelegte Recht auf Gleichbe- 
handlung aufrecht. 

Artikel 8 

1. Die Rechts- und Verwaltungsvorschriften eines 
Mitgliedstaates, die für die Staatsangehörigen aus 
anderen Mitgliedstaaten günstiger sind, werden 
durch diese Richtlinie nicht berührt. 

2. Die Mitgliedstaaten fördern die erneute Nieder- 
lassung von Selbständigen in ihrem Hoheitsgebiet, 
die dieses verlassen haben, nachdem sie dort lange 
Zeit dauernd ihren Wohnsitz hatten und dort eine 
Tätigkeit ausübten, und wieder dorthin zurückkeh- 
ren möchten, wenn sie das Ruhestandsalter gemäß 
Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe a erreicht haben oder 
dauernd arbeitsunfähig sind. 


Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen 
Maßnahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Mo- 
naten nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen, und 
setzen die Kommission hiervon unverzüglich in 
Kenntnis. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommisison über alle späte- 
ren Entwürfe von Rechts- und Verwaltungsvorschrif- 
ten, die sie im sachlichen Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie zu erlassen beabsichtigen, so rechtzeitig, 
daß diese sich dazu äußern kann. 


Artikel 10 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Gemäß Artikel 54 Abs. 2 des EWG-Vertrages 
und Abschnitt II des Allgemeinen Programms zur 
Aufhebung der Beschränkungen der Niederlassungs- 
freiheit schlägt die Kommission dem Rat eine 
Richtlinie vor, die es ermöglichen soll, die Ziele der 
Einreise- und Aufenthaltsfreiheit in der Gemein- 
schaft für Staatsangehörige der Mitgliedstaaten, die 
sich im Hoheitsgebiet eines dieser Mitgliedstaaten 
niederzulassen wünschen, besser zu verwirklichen. 
Hierfür soll der vorliegende Richtlinienvorschlag 
das Recht der Staatsangehörigen eines Mitgliedstaa- 
tes regeln, im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied- 
staates zu verbleiben, nachdem sie dort eine selb- 
ständige Tätigkeit ausgeübt haben, 

2. Gemäß der Richtlinie des Rates (EWG) Nr. 64/ 
220 vom 25. Februar 1964“) gewährt jeder Mitglied- 
staat den Staatsangehörigen der anderen Mitglied- 
staaten, die sich in seinem Hoheitsgebiet niederlas- 
sen, um dort eine selbständige Tätigkeit auszuüben, 
ein Recht auf unbefristeten Aufenthalt, wenn die Be- 
schränkungen für die betreffende Tätigkeit auf 
Grund des Vertrages aufgehoben worden sind. 

Der ständige Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaates führt normalerweise zum tatsächlichen 
Verbleib in diesem Mitgliedstaat, nach Beendigung 
der Tätigkeit. 

Das Verbleiberecht muß unter diesen Umständen 
anerkannt und seine Ausübung geregelt werden. Es 
würde sonst eine Behinderung für die Niederlassung 
fortbestehen, da man nach Beendigung der Tätigkeit 
wieder ausgewiesen werden könnte. 

Den Arbeitnehmern wird dieses Verbleiberecht 
durch Artikel 48 Abs. 3 Buchstabe d des EWG-Ver- 
trages zuerkannt. Bei den Selbständigen beruht die- 
ses Recht auf Artikel 54 Abs. 2 des EWG-Vertrages. 
Abschnitt II des Allgemeinen Programms zur Aufhe- 
bung der Beschränkungen der Niederlassungsfreiheit 
bestätigt dieses Recht stillschweigend. Dort ist die 
Abänderung der Vorschriften vorgesehen, welche in 
den einzelnen Mitgliedstaaten die Einreise und den 
Aufenthalt der Staatsangehörigen anderer Mitglied- 
staaten regeln, und die Aufnahme und Ausübung 
selbständiger Tätigkeiten durch diese Staatsange- 
hörigen behindern können: 

Ziel der Abänderung ist die Beseitigung dieser Be- 
hinderung. 

Die Voraussetzungen, unter denen die Arbeitnehmer 
das Verbleiberecht ausüben können, wurden bereits 
durch die Verordnung (EWG) Nr. 1251 der Kommis- 
sion vom 29. Juni 1970 ^) geregelt. 

Solange nicht ähnliche Bestimmungen für die Begün- 
stigten eines ständigen Aufenthaltsrechts erlassen 
worden sind, sollten sich die Mitgliedstaaten dafür 
einsetzen, ihnen das Verbleiberecht in ihrem Ho- 
heitsgebiet zu gewährleisten. Die Kommission hat 


deshalb diese Verpflichtung für die Mitgliedstaaten 
in Artikel 6 ihres Vorschlags einer Richtlinie des 
Rates zur Aufhebung der Reise- und Aufenthalts- 
beschränkungen für Staatsangehörige der Mitglied- 
staaten innerhalb der Gemeinschaft auf dem Gebiet 
der Niederlassung und des Dienstleistungsverkehrs 
vorgesehen ^). 

Die Kommission muß nunmehr für die Ausübung 
des Verbleiberechts durch die Selbständigen ähn- 
liche Vorschriften vorschlagen, wie sie sie bereits 
für die Arbeitnehmer erlassen hat. 

3. Der vorliegende Vorschlag beruht auf diesen 
Überlegungen. Es ist folgendes vorzusehen: 

— das Verbleiberecht wird dem Selbständigen, aber 
auch seinen in Hausgemeinschaft mit ihm leben- 
den Familienangehörigen der direkten Linie zu- 
erkannt (Artikel 1). Letzteren steht dieses Recht 
auch nach dem Tod des Selbständigen zu (Arti- 
kel 3 Abs. 1); 

— es entsteht entweder bei Beendigung der Tätig- 
keit infolge Alters, oder bei ständiger Arbeitsun- 
fähigkeit (Artikel 2 Abs. 1 Buchstaben a und b). 
Für die Familienangehörigen kann dieses Recht 
auch durch den Tod des Selbständigen entstehen 
(Artikel 3 Abs. 2); 

— der Erwerb des Verbleiberechts unterliegt Vor- 
aussetzungen hinsichtlich der Dauer der Tätigkeit 
und des Aufenthalts im Aufnahmeland (Arti- 
kel 2 Abs. 1 und Artikel 3 Abs. 2). Diese Voraus- 
setzungen entfallen jedoch bei ständiger Arbeits- 
unfähigkeit oder Tod durch Arbeitsunfall oder 
Berufskrankheit (Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe b 
und Artikel 3 Abs. 2) oder auch, wenn der Ehe- 
gatte die Staatsangehörigkeit des Aufnahmelan- 
des besitzt oder diese durch seine Eheschließung 
mit dem Selbständigen verloren hat (Artikel 1 
Abs. 2 und Artikel 3 Abs. 2). Die Zeiten unfrei- 
williger Einstellung der Tätigkeit und die Abwe- 
senheiten infolge Krankheit oder Unfall gelten 
als Tätigkeitszeiten (Artikel 4 Abs. 2); 

— das Verbleiberecht erstreckt sich auf den Aufent- 
haltsstaat, wenn der Selbständige nach drei Jah- 
ren Tätigkeit und ständigem Aufenthalt in diesem 
eine Tätigkeit im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats ausübt (Artikel 2 Abs. 1 Buch- 
stabe c); 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 2 
vom 15. Januar 1962, S. 36/62 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 845/64 

Ji) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 142 
vom 30. Juni 1970, S. 24 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 91 
vom 14. September 1971, S. 19 
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— es kann innerhalb einer Frist von zwei Jahren, 
gerechnet vom Zeitpunkt seiner Entstehung an, 
ausgeübt werden (Artikel 5 Abs. 1) ; 

— es wird durch die automatische Verlängerung d'er 
Aufenthaltserlaubnis gewährt, in deren Besitz 
der Selbständige und seine Familienangehörigen 
waren, als der Betreffende seine Tätigkeit aus- 
übte (Artikel 6). 

In einigen Punkten weicht diese Richtlinie jedoch 
von der Verordnung Nr. 1251/70 ab. Es handelt sich 
um Unterschiede infolge 

— der Anpassung an die besonderen Gegebenhei- 
ten des Statuts der Selbständigen gegenüber dem 
der Unselbständigen auf dem Gebiet der sozia- 
len Sicherheit; 

— der Auswirkung der auf dem Gebiet der Einreise 
und des Aufenthalts vorgeschlagenen Fortschritte 
für die Selbständigen gegenüber der Lage der 
Unselbständigen auf diesem Gebiet; 

— der Nichtanwendung von Artikel 2 des Protokolls 
betreffend das Großherzogtum Luxemburg auf 
die Selbständigen. 

4. Der erste Unterschied gegenüber der Verord- 
nung Nr. 1251/70 ergibt sich aus den Fortschritten, 
die für die Selbständigen in dem Richtlinienvorschlag 
zur Aufhebung der sie betreffenden Reise- und Auf- 
enthaltsbeschränkungen gegenüber der die Arbeit- 
nehmer betreffenden Richtlinie des Rates Nr. 68/360/ 
EWG vom 18. Oktober 1968 erzielt worden sind. 

Auf dem Gebiet des Verbleiberechts wirken sich 
diese Fortschritte aus auf 

— die Familienangehörigen (Artikel 1, 3, 5 ff). Die- 
se müssen nicht mehr unbedingt unterhaltsbe- 
rechtigt sein, um in den Genuß dieses Rechts zu 
kommen; es genügt, daß sie im Herkunftsland in 
Hausgemeinschaft mit dem Selbständigen gelebt 
haben; 

— die Gültigkeitsdauer der Aufenthaltserlaubnis 
(Artikel 6 Abs. 1 Buchstabe c). Diese Aufenthalts- 
erlaubnis mit einer Gültigkeitsdauer von minde- 
stens fünf Jahren für Arbeitnehmer hat für die 
Selbständigen mindestens diese Gültigkeitsdauer 
von fünf Jahren oder mindestens die Gültigkeits- 
dauer der Personalausweise für Inländer, wenn 
diese fünf Jahre überschreitet. 

5. Der zweite Unterschied gegenüber der Verord- 
nung Nr. 1251/70 beruht auf den nötigen Anpassun- 
gen an die besonderen Gegebenheiten des Statuts 
der Selbständigen gegenüber dem Statut der Unselb- 
ständigen auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit. 
Das gilt 

— für das Ruhestandsalter (Artikel 2 Abs. 1 Buch- 
stabe a und Artikel 8 Abs. 2). Lediglich die deut- 
schen Unternehmer in Industrie und Handel und 
die italienischen Tierärzte unterliegen keiner 
obligatorischen Altersversicherung. Diesen Grup- 


pen von Selbständigen, die Staatsangehörige eines 
anderen Mitgliedstaates sind und sich in Deutsch- 
land bzw. Italien aufhalten, muß das Verbleibe- 
recht zuerkannt werden, wenn sie das Alter er- 
reicht haben, in dem die anderen Gruppen von 
Selbständigen in Deutschland bzw. in Italien in 
der Regel einen solchen Rentenanspruch geltend 
machen können; 

— ■ den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit (sieb- 
ter Erwägungsgrund, Artikel 2 Abs. 1 Buchstabe 
b, Artikel 3 Abs. 2 und Artikel 4 Abs. 2). 

Nur für einige Gruppen Selbständiger gibt es 
eine Pflichtversicherung für Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten. Die Deckung der Selbstän- 
digen gegen dieses Risiko, die in Belgien und in 
den Niederlanden überhaupt nicht besteht, er- 
streckt sich auf die Landwirte in Deutschland, 
Frankreich, Italien und Luxemburg, auf einige 
freie Berufe und Gruppen von Gewerbetreiben- 
den in Deutschland, auf Röntgenologen in Italien. 
Neben den Arbeitsunfällen und Berufskrankhei- 
ten erstreckt sich die französische Regelung für 
die Landwirte auch auf die Unfälle im Privat- 
leben. 

Die Mindestlösung würde darin bestehen, daß 
nur diese Gruppen in den Genuß derjenigen 
Richtlinienbestimmungen kämen, die die Arbeits- 
unfälle oder Berufskrankheiten betreffen. 

Da jedoch keine selbständige Tätigkeit Arbeits- 
unfälle oder Berufskrankheiten ausschließt, könn- 
te man es für die übrigen Gruppen Selbständi- 
ger den zuständigen einzelstaatlichen Instanzen 
überlassen, den beruflichen Charakter eines Un- 
falls oder einer Krankheit an Hand der in dem 
betreffenden Mitgliedstaat üblichen Beweismittel 
festzustellen. 

Ein solcher Beweis ließe sich jedoch sehr schwer 
erbringen. Während bei den Arbeitnehmern 
Privat- und Berufsleben in der Regel zeitlich 
und räumlich getrennt sind, gehen sie bei den 
Selbständigen im allgemeinen ineinander über. 
Trotz dieser einfachen Unterscheidungsmöglich- 
keit bei den Arbeitnehmern mußten aber auch 
hier gesetzliche Vermutungen über den beruf- 
lichen Charakter der Unfälle oder Krankheiten 
aufgestellt werden, da dieser nur außerordentlich 
schwer nachweisbar ist. 

Deshalb dürfte die Lösung hier zu suchen gewe- 
sen sein. Die vorliegende Richtlinie schafft des- 
halb für ihre Anwendung eine Vermutung juris 
tantum des beruflichen Charakters der Krank- 
heit oder des während der Zeit der Tätigkeit er- 
folgten Unfalls. 


5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinsebatfen Nr. L 257 
vom 19. Oktober 1968, S. 13 
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— den Erwerb eines Anspruchs auf eine teilweise 
oder vollständig zu Lasten einer Einrichtung des 
Aufnahmestaates gehenden Rente bei Arbeits- 
unfall oder Berufskrankheit (Artikel 2 Abs. 1 
Buchstabe b der Verordnung Nr. 1251/70). 

Für die Unselbständigen ist das die Vorausset- 
zung, unter der sie von dem Verbleiberecht ohne 
die Voraussetzung der Aufenthaltsdauer Ge- 
brauch machen können, wenn sie infolge eines 
Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit dau- 
ernd arbeitsunfähig geworden sind. 

Für den Selbständigen konnte diese Vorausset- 
zung nicht aufrechterhalten werden, weil die ihn 
betreffende Versicherung durch den Staat gegen 
die Arbeitsunfälle und die Berufskrankheiten die 
Ausnahme darstellen. 

Hinsichtlich des bei den Selbständigen verbrei- 
teten Brauchs, sich gegen berufliche sowie private 
Unfall- oder Krankheitsrisiken durch Versiche- 
rungen oder durch einen Sparvertrag abzu- 
sichern, schien es in ihrem Fall unnötig, in Be- 
tracht zu ziehen, ob der Unfall oder die Krank- 
heit zu einer Entschädigung Anlaß geben oder 
nicht; 

— die Arbeitslosigkeit und die Abwesenheit wegen 
Krankheit oder Unfall (Artikel 4 Abs. 2). 


Das einzige Beispiel einer Arbeitslosenversiche- 
rung für Selbständige ist die Versicherung für 
die Inhaber handwerklicher Betriebe in Deutsch- 
land. Allerdings besteht keine gesetzliche Ver- 
pflichtung zum Abschluß dieser Versicherung. 
Die Berufskassen für Sozialversicherung können 
in ihrem Statut jedoch die Ausdehnung einer 
solchen Versicherungspflicht auf die Betriebs- 
inhaber vorsehen. 

Dennoch dürfte es auch bei dieser nahezu völ- 
ligen Unzulänglichkeit der Gesetzgebungen der 
Mitgliedstaaten möglich sein, die Umstände der 
Arbeitslosigkeit und des Fernbleibens von der 
Arbeit durch diejenigen der unfreiwilligen Auf- 
gabe der Tätigkeit (Beispiel: Feuer, Mangel) oder 
der Aufgabe der Tätigkeit wegen Krankheit 
oder Unfall zu ersetzen. 

6. Der dritte und letzte Unterschied zu der Ver- 
ordnung Nr. 1251/70 betrifft die möglichen andersar- 
tigen Voraussetzungen des Verbleiberechts in Lu- 
xemburg (Artikel 9 der Verordnung Nr. 1251/70). 

Diese durch Artikel 2 des Protokolls für Luxemburg 
eingeräumten Voraussetzungen betreffen lediglich 
die Unselbständigen. 
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